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Zu	meiner	Person
§ 1965	Geburt	in	Glarus

§ 1979	Schulunfall,	Tetraplegie C4/5

§ 1985	– 1990	Jus-Studium	in	Zürich	(lic.	iur.)

§ 1992	Rechtsanwalt	und	Notar

§ 1994	Dr.	iur.	

§ 1999	– 2001	San	Diego	(LL.M.)	und	München

§ 2002	PD	(Uni	St.	Gallen)

§ 2010	Titularprofessor	(Uni	St.	Gallen)
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Was	bedeutet	Pflege	
und	wer	trägt	die	Kosten	
dafür?



Pflegebegriff
§ Medizinischer	Pflegebegriff
§ „Pflege	ist	eine	menschliche	Dienstleistung	an	einzelnen	Menschen	oder	Gruppen	im	Spannungsfeld	
von	Gesundheit	und	Krankheit	umschreiben.	Diese	Dienstleistung	zielt	darauf	ab,	mit	den	Mitteln	der	
Pflege	Gesundheit	zu	fördern,	zu	erhalten	oder	wiederherzustellen,	Leiden	zu	lindern	bzw.	zu	verhüten,	
mit	wechselnden	Gesundheitszuständen	umgehen	zu	können	oder	ein	würdevolles	Sterben	zu	
ermöglichen.“

§ Unterschiedliche	Pflegetheorien

§ Juristischer	Pflegebegriff
§ Pflege	ist	zu	unterscheiden	von	Betreuung,	Hilfe	im	Haushalt	und	Überwachung
§ Kontextabhängiges	Verständnis

§ Konzept	KVG:	Grund- und	Behandlungspflege	(KVG	25a	und	KLV	7)
§ Konzept	UVG:	nur	medizinische	Pflege	(UVG	21	und	UVV	18)



Pflegebegriff
§ Behandlungspflege	gemäss KVG

§ Messung	der	Vitalzeichen	(Puls,	Blutdruck,	Temperatur,	Atem,	Gewicht),
§ einfache	Bestimmung	des	Zuckers	in	Blut	und	Urin,
§ Entnahme	von	Untersuchungsmaterial	zu	Laborzwecken,
§ Massnahmen zur	Atemtherapie	(wie	O2-Verabreichung,	Inhalation,	einfache	Atemübungen,	Absaugen),
§ Einführen	von	Sonden	oder	Kathetern	und	die	damit	verbundenen	pflegerischen	Massnahmen,
§ Massnahmen bei	Hämo- oder	Peritonealdialyse,
§ Vorbereitung	und	Verabreichung	von	Medikamenten	sowie	Dokumentation	der	damit	verbundenen	Tätigkeiten,
§ enterale	oder	parenterale	Verabreichung	von	Nährlösungen,
§ Massnahmen zur	Überwachung	von	Infusionen,	Transfusionen	und	Geräten,	die	der	Behandlung	oder	der	Kontrolle	und	Erhaltung	von	

vitalen	Funktionen	dienen,
§ Spülen,	Reinigen	und	Versorgen	von	Wunden	(inkl.	Dekubitus- und	Ulcus-cruris-Pflege)	und	von	Körperhöhlen	(inkl.	Stoma- und	

Tracheostomiepflege)	sowie	Fusspflege bei	Diabetikern,
§ pflegerische	Massnahmen bei	Störungen	der	Blasen- oder	Darmentleerung,	inkl.	Rehabilitationsgymnastik	bei	Inkontinenz,
§ Hilfe	bei	Medizinal-Teil- oder	-Vollbädern;	Anwendung	von	Wickeln,	Packungen	und	Fangopackungen,
§ pflegerische	Massnahmen zur	Umsetzung	der	ärztlichen	Therapie	im	Alltag,	wie	Einüben	von	Bewältigungsstrategien	und	Anleitung	

im	Umgang	mit	Aggression,	Angst,	Wahnvorstellungen,
§ Unterstützung	für	psychisch	kranke	Personen	in	Krisensituationen,	insbesondere	zur	Vermeidung	von	akuter	Selbst- oder	

Fremdgefährdung		



Pflegebegriff
§ Grundpflege	gemäss KVG
§ Allgemeine	Grundpflege	bei	Patienten	oder	Patientinnen,	welche	die	Tätigkeiten	nicht	selber	ausführen	
können,	wie	
§ Beine	einbinden,	Kompressionsstrümpfe	anlegen;	
§ Betten,	Lagern;	
§ Bewegungsübungen,	Mobilisieren;	
§ Dekubitusprophylaxe,	Massnahmen zur	Verhütung	oder	Behebung	von	behandlungsbedingten	Schädigungen	der	Haut;	
§ Hilfe	bei	der	Mund- und	Körperpflege,	beim	An- und	Auskleiden,	beim	Essen	und	Trinken
§ nicht:	Betreuung,	hauswirtschaftliche	Hilfe	und	Sachhilfe

§ Massnahmen zur	Überwachung	und	Unterstützung	psychisch	kranker	Personen	in	der	grundlegenden	
Alltagsbewältigung,	wie:	
§ Erarbeitung	und	Einübung	einer	angepassten	Tagesstruktur,	
§ zielgerichtetes	Training	zur	Gestaltung	und	Förderung	sozialer	Kontakte,	
§ Unterstützung	beim	Einsatz	von	Orientierungshilfen	und	Sicherheitsmassnahmen
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Sozialmedizinische Betreuung 2014 
 

Aufenthalt in Alters- und Pflegeheimen kostet 8700 Franken 
pro Monat 
 
Neuchâtel, 19.11.2015 (BFS) – Die Kosten für die Leistungen in Alters- und Pflegeheimen (APH) 
beliefen sich 2014 auf 9,5 Milliarden Franken. Dies entspricht im Schnitt 8700 Franken pro 
Monat und Bewohnerin bzw. Bewohner. Fast zwei Drittel dieser Kosten mussten die 
Bewohnerinnen und Bewohner selber tragen, während Kantone und Versicherer 16 bzw. 19 
Prozent übernahmen. Die Kosten für die Dienste der Spitex (Hilfe und Pflege zu Hause) waren 
fast fünfmal niedriger als jene für die Betreuung in APH (2 Milliarden Franken). Dies sind einige 
Ergebnisse der Statistik der Hilfe und Pflege zu Hause (Spitex-Statistik) und der Statistik der 
sozialmedizinischen Institutionen (SOMED) 2014 des Bundesamtes für Statistik (BFS). 
 
Die Gesamtkosten für die APH-Dienste beliefen sich 2014 auf 9,5 Milliarden Franken. Davon 
bezahlten die Bewohnerinnen und Bewohner selber 5,4 Milliarden Franken für die Unterkunft und 537 
Millionen Franken für die Pflegeleistungen. Die Gesamtausgaben für die Spitex betrugen 2 Milliarden 
Franken, wobei die Spitex-Klientinnen und -Klienten selber 280,7 Millionen Franken an die 
Hilfsleistungen (Haushalt, Wäsche, Mahlzeiten) und 68,8 Millionen Franken (+13,8% gegenüber 2013) 
an die Pflegekosten beisteuerten. Diese Beteiligung kommt zur Franchise und zum Selbstbehalt der 
Krankenkasse hinzu. Fast alle Kantone der lateinischen Schweiz (FR, VS, TI, FR, JU, NE) sowie der 
Kanton Glarus kennen diese Beteiligung der Klientinnen und Klienten an den Pflegekosten nicht, da 
dort die öffentliche Hand den Betrag abdeckt, den die Versicherer nicht übernehmen. 
 
57 Prozent der Personen ab 80 Jahren beziehen APH- oder Spitex-Leistungen 
Im Jahr 2014 bezogen 268'715 Personen Spitex-Leistungen. Diese Zahl ist fast doppelt so hoch wie 
jene der APH-Bewohnerinnen und -Bewohner (144'657). Die Hälfte der Spitex-Klientinnen und  
-Klienten und zwei Drittel der APH-Bewohnerschaft waren 80-jährig oder älter. Von 100 Personen ab 
80 Jahren erhielten 27 Pflege zu Hause und 30 hielten sich längere Zeit in einem APH auf. Die 
Inanspruchnahme von APH-Leistungen nimmt mit dem Alter zu: 64 Prozent der 90-Jährigen und 
Älteren wohnten in einem APH. 



Kosten
§ Die	durchschnittlichen	Kosten	pro	Tag	

in	einem	Pflegeheim	sind	von	222	
Franken	(2007),	d.h.	CHF	81	030	pro	
Jahr,	auf	282	Franken	(2013),	d.h.	CHF	
102	930	pro	Jahr,	gestiegen,	was	4.5	
%	pro	Jahr	entspricht	(BFS	Aktuell,	
Oktober	2015,	S.	8)

8

BFS AKTUELL

Beim Durchschnittsalter und dem Alter beim Eintritt in ein 
Pflegeheim gibt es keine signifikanten Veränderungen. Stabil 
bleibt schweizweit auch der durchschnittliche Pflegebedarfs-
grad, obwohl in vierzehn Kantonen ein Anstieg zu verzeich-
nen ist. In den Westschweizer Kantonen (JU, NE, GE, VD) 
sowie in Appenzell Ausserrhoden und im Thurgau benötigen 
die Klientinnen und Klienten der Pflegeheime im Schnitt zwi-
schen 15 und 26 Minuten mehr Pflege pro Tag.

Die durchschnittlichen Kosten pro Tag in einem Pfle-
geheim sind von 222 auf 282 Franken gestiegen (G 10). 
Am wenigsten nahmen die Kosten pro Tag in Appenzell 
Innerrhoden, Nidwalden, im Jura und in der Waadt zu. In 
den Kantonen mit den tiefsten Kosten 2007 – mehrheitlich 
jene in der Ostschweiz – wurde die stärkste Zunahme der 
Kosten pro Tag festgestellt.

2007 wurden die KVG-Kosten zu 86,1% durch die Pfle-
getaxen gedeckt. Dieser Anteil ist 2013 genau gleich. Am 
deutlichsten verbessert hat sich die Deckung der Pflegekos-
ten zwischen 2007 und 2013 im Wallis, in Neuenburg, in 
der Waadt, in Luzern, in Zürich und im Jura9. Im Jahr 2007 
wurde die Pflegetaxe von den Krankenversicherern finan-
ziert: Sie belief sich auf 2,61 Milliarden Franken. 2013 und 
nach der Einführung der neuen Pflegefinanzierung, die die 
finanzielle Beteiligung der Kantone und der Klientinnen und 
Klienten vorsieht, zahlten die Versicherer für die Pflege in 
den Pflegeheimen 1,86 Milliarden Franken. 

Die Pensionstaxe stieg von 130 auf 161 Franken 
(+23,8%). Die Kantone in der Zentralschweiz (UR, OW, 
NW), deren Pensionstarife 2007 besonders tief waren (weni-
ger als 90 Franken pro Tag), verzeichneten die höchsten 
Anstiege, und zwar um mindestens 40%. 

Was die Gesamtfinanzierung der Pflegeheime betrifft, 
verringerte sich der Anteil der Krankenversicherer von 37,9% 
im Jahr 2007 auf 20,3% 2013, während sich jener der 
öffentlichen Hand und der Bewohnerinnen und Bewohner 
von 62,1% auf 79,7% erhöhte.

9 Die Buchhaltungsdaten zum Geschäftsjahr 2007 sind mit Vorsicht zu inter-
pretieren.

Pensions- und Pflegekosten pro Tag  
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Datenquelle: Statistik der sozialmedizinischen  
Institutionen

Jährliche Vollerhebung des BFS. Die Betriebe erstatten Bericht über 
die erbrachten Leistungen, die betreuten Klientinnen und Klienten, 
das Betreuungspersonal sowie über ihre Betriebsrechnung. 
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Hintergrunddokument  FR / IT 

Übersicht: Beträge gültig ab dem 
1. Januar 2017 
Im Rahmen von: 

Die AHV/IV-Renten werden auf 2017 nicht erhöht 

Datum: 6. Juli 2016 

Stand: Bundesratsentscheid 

Themengebiet: Sozialversicherungen 
 

 

Übersichtstabelle der Leistungen und Beiträge gültig ab dem 1. Januar 2017 

 
Renten und Hilflosenentschädigungen (pro Monat) 

Minimale Altersrente  
(lückenlose Beitragsdauer) 1 175 Fr. 
Maximale Altersrente 
(lückenlose Beitragsdauer) 2 350 Fr. 
Maximale Ehepaarrente  
Total beider Renten (Plafonnierung) 3 525 Fr. 
Hilflosenentschädigung AHV  
(im Heim oder zu Hause) 

leicht (nur zu Hause) 
mittel 

schwer 

235 Fr. 
588 Fr. 
940 Fr. 

Hilflosenentschädigung IV  
(im Heim) 

leicht 
mittel 

schwer 

118 Fr. 
294 Fr. 
470 Fr. 

Hilflosenentschädigung IV 
(zu Hause) 

leicht 
mittel 

schwer 

470 Fr. 
1 175 Fr. 
1 880 Fr. 

Intensivpflegezuschlag für 
Minderjährige IV  
(zu Hause) 

mindestens 4 Stunden 
mindestens 6 Stunden 
mindestens 8 Stunden 

470 Fr. 
940 Fr. 

1'410 Fr. 
Assistenzbeitrag pro Stunde 

pro Stunde, für besondere Pflege 
höchstens pro Nacht 

32.90 Fr. 
49.40 Fr. 
87.80 Fr. 

 

  

Leistungen 



Kostenträger

Individuelle	
Pflegekostenleistungen

Pflegeversicherungsleistungen

Pflegesozialleistungen

Kollektive	
Pflegekostenleistungen

reine	Objektfinanzierung	(nicht	
leistungsabhängige	Subvention	

an	Leistungserbringer)	

subjektorientierte	
Objektfinanzierung	
(leistungsabhängige	

Subvention	an	
Leistungserbringer)	



Pflegeversicherungsleistungen
§ Hilflosenentschädigung (IV,	AHV,	UV	und	MV)

§ Aufstehen,	Absitzen,	Abliegen
§ Ankleiden,	Auskleiden
§ Essen	(Nahrung	zerkleinern,	Nahrung	zum	Mund	führen,	Nahrung	ans	Bett	bringen)
§ Körperpflege	(Waschen,	Kämmen,	Rasieren,	Baden/Duschen)
§ Verrichten	der	Notdurft	(Ordnen	der	Kleider,	Körperreinigung,	unübliche	Art	der	Verrichtung	der	Notdurft)
§ Fortbewegung	(in	der	Wohnung,	im	Freien),	Pflege	gesellschaftlicher	Kontakte

§ Assistenzbeitrag	(IV)
§ alltägliche	Lebensverrichtungen
§ Haushaltsführung
§ gesellschaftliche	Teilhabe	und	Freizeitgestaltung
§ Erziehung	und	Kinderbetreuung
§ Ausübung	einer	gemeinnützigen	oder	ehrenamtlichen	Tätigkeit
§ berufliche	Aus- und	Weiterbildung	
§ Ausübung	einer	Erwerbstätigkeit	auf	dem	regulären	Arbeitsmarkt
§ Überwachung	während	des	Tages
§ Nachtdienst



Pflegeversicherungsleistungen
§ Pflegeentschädigung	(,	IV,	UV,	MV,	KV	und	EL)

§ Pflegehilfsmittel	(KV	und	IV)
§ KV:	MiGeL
§ IV:	Hilfsmittelliste
§ EL:	Hilfsmittelliste	(kantonal	unterschiedlich)

§ Dienstleistungen	Dritter	(IV	und	MV)

§ Versicherungsleistungen	für	betreuende	Angehörige
§ Betreuungsgutschriften	(AHV)
§ kantonale	Entschädigungen



Pflegesozialleistungen
§		Sozialhilfeleistungen	(Leistungspflicht	für	ungedeckte	Pflegekosten	im	Rahmen	der	
situationsbedingten	Leistungen)
§ https://richtlinien.skos.ch/c-situationsbedingte-leistungen-und-integrationszulagen/c1-
situationsbedingte-leistungen-sil-grundsaetze/c14-gesundheit/

§	Steuerabzüge
§ Kreisschreiben	Nr.	11:	Abzug	von	Krankheits-	und	Unfallkosten	sowie	von	behinderungsbedingten	
Kosten	

§ https://www.estv.admin.ch/estv/de/home/direkte-bundessteuer/direkte-
bundessteuer/fachinformationen/kreisschreiben.html

§	kantonale	Subventionen,	die	der	pflegebedürftigen	Person/Angehörigen	bedarfsabhängig	
ausgerichtet	werden
§ Verordnung	des	Staatsrates	des	Kantons	Freiburg	vom	14.	Oktober	2008	über	die	
Pauschalentschad̈igung	fur̈	die	Hilfe	und	Pflege	zu	Hause	(CHF	25	pro	Tag)



Wer	wird	als	pflegende	
Person	von	den	Kosten-
trägern	akzeptiert?



Anerkannte	Leistungserbringer
§ Anerkannte	Leistungserbringer	
§ Pflegeheime
§ Spitex-Organisationen	
§ Diplomierte	Pflegefachpersonen

§ Zulassungsvoraussetzungen
§ Diplom	in	Krankenpflege	(Fachausweis	oder	Rot-Kreuz-Diplom	genügen	nicht)
§ Betriebs- bzw.	Berufsausübungsbewilligung	des	Kantons
§ Abrechnungsnummer	(sog.	ZSR-Nummer)

§ https://www.sasis.ch/de/Entry/ProductEintrag/ProductMenuEintrag?selectedMenuId=575&secondLevelMenuId=779



Anerkannte	Leistungserbringer

Suchen

Zahlstellenregister (ZSR) Start » Zahlstellenregister (ZSR) » Antrag ZSR-Nr. » Pflegefachpersonen

Abgabestelle für Mittel und
Gegenstände

Apotheke

Ärzte

Chiropraktoren

Einrichtungen der Ärzte

Ergotherapeuten

Ernährungsberater

Fitnesscenter VVG /
Kursanbieter VVG

Hebammen

Heilbäder

Komplementärtherapeut
VVG

Laboratorien

Logopäden

Organisation der
Ergotherapie

Organisation der
Ernährungsberatung

Organisation der
Krankenpflege und Hilfe
zu Hause (Spitex)

Organisation der
Hebammen

Organisationen der
Logopädie

Organisation der
Physiotherapie

Pflegefachpersonen

Pflegeheime

Physiotherapeuten

Spitäler

SVK – Übriger
Rechnungssteller

Transport- und
Rettungsunternehmen

Merkblatt für die Erteilung der Zahlstellenregisternummer
(ZSR-Nr.)

Pflegefachperson
(Die männliche Form gilt im Folgenden analog immer auch für die weibliche.)

Um eine ZSR-Nr. erteilen zu können, benötigen wir die folgenden Dokumente
(A4, einseitig kopiert)

Fragebogen
Kantonale Berufsausübungsbewilligung
Diplom HF (Höhere Fachschule) mit Registriernummer, Bachelor oder
Diplom mit Anerkennung Ausbildungsabschluss SRK
(Anerkennungsausweis oder Anerkennungsverfügung)

Schweizerisches Rotes Kreuz
Anerkennung Ausbildungsabschlüsse
Werkstrasse 18
3084 Wabern
Hotline: +41(0)58 4004 484 (Montag bis Freitag, 8 bis 12 Uhr) Fax +41(0)31 960 75 60
registry@redcross.ch / www.redcross.ch/anerkennung

Falls vorhanden Diplom Zusatzausbildung in Stillberatung, Diplom Diabetesberatung,
Bestätigung der Befähigung zur Bedarfsabklärung in der Psychiatriepflege
Nachweis einer zweijährigen praktischen Tätigkeit zu 100 % unter der Leitung einer
zugelassenen Pflegefachperson (Artikel 49 Abs. 1 Abs. b der Verordnung über die
Krankenversicherung (KVV). Das Bundesamt für Gesundheit anerkennt die
absolvierten Praktika dann, wenn der Gesuchsteller eine mindestens einjährige
praktische Tätigkeit in der Schweiz nachweisen kann, die den Anforderungen der
Verordnung entspricht. Die im Ausland absolvierte praktische Tätigkeit (bis max. 12
Monate) hat in diesem Bereich nur gemäss schweizerischem Standard Gültigkeit. Die
praktische Tätigkeit kann in Teilzeit absolviert werden (durchschnittlich mindestens 50
% Pensum) und verlängert sich dementsprechend.

Aktuelle Beitrittserklärung zum Tarifwerk Schweizer Berufsverband der
Pflegefachfrauen und Pflegefachmänner SBK und santésuisse mit Visum und
Unterschrift von SBK

Bei Zusatzausbildung in Stillberatung oder Diabetesberatung Kopie der
entsprechenden Beitrittserklärung.

Wenden Sie sich bitte direkt an den SBK. Sie werden vom Verband mit den
notwendigen Formularen und Instruktionen bedient.

Schweizer Berufsverband der Pflegefachfrauen und Pflegefachmänner
SBK – ASI
Choisystrasse 1, Postfach 8124, 3001 Bern
Tel. 031 388 36 36 / Fax 031 388 36 35 www.sbk-asi.ch / info@sbk-asi.ch

Eröffnung eines AHV-Kontos als selbständig erwerbende Person (Kopie der
Anmeldung). Spätestens drei Monate nach der deklarierten Aufnahme der praktischen
Tätigkeit benötigen wir eine definitive Verfügung der AHV.
Bitte wählen Sie das Beginndatum der selbstständigen Tätigkeit (siehe Fragebogen)
sorgfältig aus. Falls Sie nicht unmittelbar nach dem genannten Beginndatum
Leistungen abrechnen, kann allenfalls die AHV die nach spätestens drei Monaten
geforderte Bestätigung, dass Sie als selbstständig erwerbende Person tätig sind, nicht
ausstellen. In diesem Falle müssen wir die ZSR-Nummer wieder sistieren.

Pflegefachpersonen

anmelden DE FR IT

»
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Angehörige
§ Unterschiedliche	Anerkennung	von	pflegenden	Angehörigen	in	der	Sozialversicherung
§ Vollständige	Anerkennung:	
§ Hilflosenentschädigung
§ Intensivpflegezuschlag
§ Betreuungsgutschriften

§ Eingeschränkte	Anerkennung:	
§ Assistenzbeitrag	(ausgeschlossen	sind	Angehörige,	die	in	gerader	Linie	mit	der	versicherten	Person	verwandt	
oder	mit	ihr	verheiratet	sind)

§ Pflegeentschädigung	(je	nach	Versicherungszweig	– dazu	sogleich	mehr)
§ Ergänzungsleistungen	(je	nach	Kanton	– dazu	sogleich	mehr)

§ Pro	memoria:	
§ Lohnfortzahlungspflicht	wenn	Betreuung	durch	eine	andere	Person	nicht	sofort	möglich	war	
§ haftpflichtrechtliche	Ersatzpflicht	für	von	Angehörigen	unentgeltlich	erbrachte	Betreuungs- und	
Pflegeleistungen



Leistungspflicht	für	Angehörigenpflege	
gemäss IVG
§ Invalidenversicherung	ist	für	Pflegedienstleistungen	nur	beim	Vorliegen	eines	
Geburtsgebrechens	leistungspflichtig	
§ IV-Rundschreiben	Nr.	308	/	Kinderspitex-Leistungen	nach	Artikel	13	IVG	in	Verbindung	mit	Artikel	14	IVG
§ nur	zugelassene	Leistungserbringer,	jedoch	keine	Leistungspflicht,	wenn	Pflegeleistung	an	Eltern	
delegierbar	ist	(BGE	136	V	209	ff.)

§ Angehörigenpflege	wird	pauschal	durch	HE	und	IPZ	abgegolten
§ Anstellung	von	pflegenden	Angehörigen	durch	anerkannte	Leistungserbringer?

§ Invalidenversicherung	ist	für	Pflegesachleistungen	leistungspflichtig,	die	auf	der	Hilfsmittelliste	
aufgeführt	bzw.	funktionell	gleichwertig	mit	gelisteten	Pflegehilfsmitteln	sind
§ HVI:	https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/19760291/index.html



Leistungspflicht	für	Angehörigenpflege	
gemäss UVG
§ Ausnahmsweise	Leistungspflicht	für	Angehörigenpflege	gemäss Art.	18	UVV
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I. Einleitung
Das	Bundesgesetz	über	die	Unfallversicherung	(UVG)	
vom	20. März	1981,	das	am	1. Januar	1984	in	Kraft	
getreten	ist,	wurde	unlängst	teilrevidiert.1 Die Teil­
revision	ist	am	1. Januar	2017	in	Kraft	getreten.	Vor­

	 1	 Vgl.	Botschaft	vom	30. Mai	2008	zur	Änderung	des	Bun­
desgesetzes	über	die	Unfallversicherung	(Unfallversiche­
rung	und	Unfallverhütung;	Organisation	und	Nebentä­
tigkeiten	der	Suva)	=	BBl	2008	5395	und	Zusatzbotschaft	
vom	19. September	2014	zur	Änderung	des	Bundesgeset­
zes	 über	 die	 Unfallversicherung	 (Unfallversicherung	
und	Unfallverhütung;	Organisation	und	Nebentätigkei­
ten	der	Suva)	=	BBl	2014	7911.

dergründig	betrifft	die	Teilrevision	die	unfallversi­
cherungsrechtliche	Pflegeentschädigung2 nicht. Der 
bis	zum	31. Dezember	2016	in	Kraft	gewesene	Art. 10	
Abs. 3	Satz	2	UVG	lautete:	«Der	Bundesrat	kann	fest­
legen,	unter	welchen	Voraussetzungen	und	in	wel­
chem	Umfang	der	Versicherte	Anspruch	auf	Haus­
pflege	hat.»	In	der	ab	dem	1. Januar	2017	in	Kraft	
stehenden	Fassung	von	Art. 10	Abs. 3	Satz	2	UVG	
wurde	der	Terminus	«Hauspflege»	durch	die	Wen­
dung	«Hilfe	und	Pflege	zu	Hause»	ersetzt.

	Der	unbefangene	Leser	überliest	diese	Änderung	
oder	versteht	diese,	sofern	sie	ihm	bewusst	wird,	als	
blosse	sprachliche	Korrektur	des	veralteten	Begriffes	
der	«Hauspflege»	für	die	Umschreibung	von	Pflegeleis­
tungen,	so	wie	sie	in	Art. 21	Abs. 1	UVG	sowohl	im	
bisherigen	als	auch	im	aktuellen	Gesetzestext	erwähnt	
sind.	Irritation	stellt	sich	erst	dann	ein,	wenn	die	Aus­
führungsbestimmungen	von	Art. 18	UVV	nach	altem	
und	neuem	Recht	einander	gegenübergestellt	werden:

Art. 18	UVV	(gültig	 
bis	31. Dezember	2016)

Art. 18	UVV	(in	Kraft	 
seit	1. Januar	2017)

1 Die versicherte Person hat An-
spruch auf eine ärztlich ange-
ordnete Hauspflege, sofern diese 
durch eine nach den Artikeln 49 
und 51 der Verordnung vom 
27. Juni 1995 über die Kranken-
versicherung zugelassene Person 
oder Organisation durchgeführt 
wird.

2 Ausnahmsweise kann der Ver-
sicherer auch Beiträge an eine 
Hauspflege durch eine nicht zu-
gelassene Person gewähren.

1 Die versicherte Person hat An-
spruch auf ärztlich angeordnete 
medizinische Pflege zu Hause, 
sofern diese durch eine nach den 
Artikeln 49 und 51 KVV zugelas-
sene Person oder Organisation 
durchgeführt wird.

2 Der Versicherer leistet einen 
Beitrag an:
a. ärztlich angeordnete medizi-
nische Pflege zu Hause durch 
eine nicht zugelassene Person, 
sofern diese Pflege fachgerecht 
ausgeführt wird;
b. nichtmedizinische Hilfe zu 
Hause, soweit diese nicht durch 
die Hilflosenentschädigung nach 
Artikel 26 abgegolten ist.

	Ein	Vergleich	des	Wortlautes	offenbart,	dass	im	
ersten	Absatz	wie	bei	Art. 10	Abs. 3	Satz	2	UVG	der	

	 2	 Vgl.	Art. 10	Abs. 3	und	Art. 21	UVG.
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Leistungspflicht	für	Angehörigenpflege	
gemäss KVG
§ Angehörige	mit	Abrechnungsnummer	(BGE	133	V	218	E.	6	und	BGer 9C_702/2010)

§ Anstellung	nicht	zugelassener	Angehöriger	durch	Spitex	für	Grundpflegeleistungen	(BGer
9C_597/2007	und	EVG	K	156/04	=	RKUV	2006	Nr.	KV	376	S.	303)

Spitex Angehöriger

Versicherter

Einsatzvertrag

Arbeitsvertrag



Leistungspflicht	für	Angehörigenpflege	
gemäss KVG
§ Krankenkasse	bezahlt	Pflegebeitrag	an	Spitexorganisation
§ CHF	79.80	für	Abklärung	des	Pflegebedarfes
§ CHF	65.40	für	Behandlungspflege
§ CHF	54.60	für	Grundpflege

§ Spitexorganisation bezahlt	Lohn	an	den	Angehörigen
§ Deckung	für	Nichtbetriebsunfall	bei	einem	Arbeitspensum	über	20	%
§ obligatorische	Altersvorsorge	bei	einem	Jahresbruttolohn	über	CHF	21	150

§ versicherte	Person	bezahlt	
§ Franchise	und	allgemeiner	Selbstbehalt	an	Krankenkasse
§ Pflegekostenselbstbehalt	von	20	%	(zusätzlich	zu	Franchise	und	Selbstbehalt),	jedoch	maximal	CHF	16	pro	
Pflegetag		bzw.	CHF	5840	pro	Jahr,	an	Spitexorganisation

§ Kanton/Gemeinde	bezahlt	Restkostenbeitrag	an	Spitex	(sog.	Normdefizite)
§ Kanton	Zürich:	
https://gd.zh.ch/internet/gesundheitsdirektion/de/themen/behoerden/langzeitpflege_spitexversorgung.html



Leistungspflicht	für	Angehörigenpflege	
gemäss ELG
§ Zweigleisige	Finanzierung	von	Pflegekosten	durch	Ergänzungsleistung

§ Finanzierung	von	Heimpflegekosten	via	die	jährliche	Ergänzungsleistung	
§ jeder	Kanton	legt	maximale	Tagestaxe	fest
§ Finanzierungslücke	bei	interkantonalem	Wohnsitzwechsel
§ Sozialhilfeabhängigkeitsverbot	gilt	nur	für	Pflegeheime	gemäss KVG,	nicht	aber	andere	Heime



Leistungspflicht	für	Angehörigenpflege	
gemäss ELG

11

Alleinstehender EL-Bezüger (im Heim)
Ausgaben 
Heimtaxe (365 x 120 Franken) 
persönliche Auslagen1 

Krankenkassenprämien1 

Total

 
Fr. 
Fr. 
Fr. 
Fr.

 
43 800.– 

4 200.– 
4 320.– 

52 320.–
Einnahmen 
AHV-Rente 
Leistung der Pensionskasse 
Vermögensertrag 
Vermögensverzehr (1/10) 
Total

 
Fr. 
Fr. 
Fr. 
Fr. 
Fr.

 
14 100.– 
7 200.– 

90.– 
1 500.– 

22 890.–
Ergänzungsleistungen 
Ausgaben 
abzüglich Einnahmen  
jährliche EL 
monatliche EL2

 
Fr. 

-Fr. 
Fr. 
Fr.

 
52 320.– 
22 890.– 
29 430.– 

2 453.–
1 Unterschiedliche Beträge in den Kantonen. 
2 Der Pauschalbetrag für die obligatorische Krankenversicherung (Krankenkassenprämie) 
wird direkt der Krankenkasse überwiesen. Im vorliegenden Beispiel also Fr. 360.– pro 
Monat. Der Auszahlungsbetrag an den EL-Bezüger beläuft sich somit auf Fr. 2 093.–  
(Fr. 2 453.– abzüglich Fr. 360.–).



Leistungspflicht	für	Angehörigenpflege	
gemäss ELG
§	Finanzierung	von	Hauspflegekosten	via	die	Vergütung	von	Krankheits-	und	Behinderungskosten
§ Versicherte	Kosten

§ zahnärztliche	Behandlung	(einfache,	wirtschaftliche	und	zweckmässige	Behandlung)	
§ Hilfe,	Pfege	und	Betreuung	zu	Hause	sowie	in	Tagesstrukturen	
§ Mehrkosten	für	eine	lebensnotwendige	Diät	
§ Transport	zur	nac̈hstgelegenen	Behandlungsstelle	
§ Kosten	für	Hilfsmittel	
§ Beteiligung	an	den	Kosten	der	Krankenkasse	(Selbstbehalt	und	Franchise)	bis	zum	Betrag	von	jährlich	1	000	Franken
§ ärztlich	angeordnete	Bade-	und	Erholungskuren

§ maximal	vergütbare	Kosten
§ leichte	Hilflosigkeit:	CHF	25	000
§ mittlere	Hilflosigkeit:	CHF	60	000
§ schwere	Hilflosigkeit:	CHF	90	000

§ Einnahmenüberschuss,	Hilflosenentschädigung	und	Assistenzbeitrag	sind	vorab	in	Abzug	zu	bringen
§ Unentgeltliche	Angehörigenpflege	ist	je	nach	Kanton,	in	der	Regel	aber	nur	zu	vergüten,	wenn	der	Angehörige	
eine	dauernde	und	wesentliche	Erwerbseinbusse	nachweisen	kann

	



Wie	kann	ich	Angehörige	
und	mir	Nahestehende	für	
erbrachte	Pflege	entschä-
digen?



Rechtsnatur	des	Pflegeverhältnisses	
§Wie	ist	das	Pflegeverhältnis	rechtlich	zu	qualifizieren?	
§ Verpfründungsvertrag	(OR	521	ff.)
§ Pflegeauftrag	(OR	394	ff.)
§ Pflegearbeitsvertrag	(OR	319	ff.)
§ stillschweigender	Arbeitsvertrag	(OR	320	II)
§ Geschäftsführung	ohne	Auftrag	(OR	422)
§ Lidlohn	(ZGB	334)
§ eherechtliche	Entschädigung	(ZGB	165)
§ Schenkung	(OR	239	ff.)



Arbeitsvertrag
§ Expliziter	Arbeitsvertrag

§ Stillschweigender	Arbeitsvertrag
§ verneint	für	Betreuungs- und	Pflegeleistungen	

§ des	Sohnes	für	die	Mutter	während	drei	Monaten,	verteilt	auf	zwei	Jahre	(BGE	70	II	21	E.	2)
§ bejaht	für	Betreuungs- und	Pflegeleistungen	für	

§ den	Onkel	während	fünf	Monaten	(KGer VS	vom	19.06.1985	i.S.	Lengen	=	ZWR	1985,	S.	119	E.	3b)
§ einen	Elternteil	während	vier	Jahren	(EVG	H	121/97	vom	15.12.1997	=	AHI-Praxis	1998,	S.	153	E.	3)
§ einen	Elternteil	während	zwölf	Jahren	(EVG	vom	01.07.1991	i.S.	W.	E.	4b	und	c	– Entschädigung	in	Höhe	von	CHF	60	000	für	eine	

12-jährige	Pflege	eines	Elternteils
§ eine	Nichtverwandte	während	drei	Jahren	(BGer 4C.313/1999	vom	25.01.2000	E.	3)	

§ Konsequenzen
§ Sozialversicherungsbeiträge	
§ Einkommenssteuer



Arbeitsvertrag



Arbeitsvertrag



Arbeitsvertrag
§
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Entschädigung für Bereitschaftsdienst

Besprechung eines Urteils des Zivilgerichts Basel-Stadt vom
27. Oktober 2014 (GS.2013.32)
Dr. Michael Kull, Rechtsanwalt, Basel

I. Zusammenfassung des Urteils
1. Aus dem Sachverhalt
«Bei der Beklagten handelt es sich um eine juristische Person mit Sitz in ___, die die
Vermittlung und den Verleih von Personal bezweckt. Die Klägerin trat per 1. November
2007 bei ___ bzw. nachfolgend bei der ___, einer privaten Spitexorganisation, eine
Stelle als Betreuerin an. Im Oktober 2011 übernahm sie die Betreuung von ___. Die
Verträge mit ___ bzw. ___ sahen vor, dass die Arbeitszeit der Klägerin ca. 42 Stunden
beträgt und sich nach den Bedürfnissen des Klienten und dessen Familie richtet sowie
dass die Klägerin in einem ihr vom Klienten zur Verfügung gestellten Zimmer wohnt.
Sie übernahm Einsätze in der Grössenordnung von einem Monat. Sie verrichtete dabei
einfache Pflegeleistungen und Putzarbeiten, besorgte Einkäufe und bereitete
Mahlzeiten zu. Nach der Beendigung eines Einsatzes begab sie sich für einen Monat
nach Polen.
Mit Klage vom 26. Juni 2013 beantragt die Klägern die kostenfällige Verurteilung der
Beklagten zur Zahlung von CHF 23 373.75 netto zuzüglich Zins zu 5% seit dem 1.
April 2012. Mit Eingabe vom 23. August 2013 teilte die Beklagte mit, dass zwischen
der Beklagten und ___ oder zwischen der Beklagten und ___ kein Vertrag geschlossen
worden sei. Zwischen der Beklagten und der ___ sei nur ein mündlicher Vertrag

User-ID: michael.kull@nkbpartner.ch, 05.10.2015 08:55:40



Schenkung
§ pauschale	Zuwendung
§ keine	Versicherungsdeckung
§ Schenkungssteuer

§ https://www.steueramt.zh.ch/internet/finanzdirektion/ksta/de/steuerberechnung/npers/erbschafts_und_schenkungssteuern.html

§ Vorsicht:	Anrechnung	Verzichtsvermögen	(BGE	131	V	329	E.	4.3	f.)
§ Ein	Verzichtsvermögen	wird	bei	der	Berechnung	der	Ergänzungsleistungen	berücksichtigt,	wenn	die	
Vermögensentäusserung «ohne	rechtliche	Verpflichtung»	oder	«ohne	adäquate	Gegenleistung»	
erbracht	wurde.

§ Der	Nachweis	der	adäquaten	Gegenleistung	setzt	das	Vorhandensein	echtzeitlicher	Dokumente	über	die	
tatsächlich	für	den	pflegebedürftigen	Angehörigen	erbrachten	Arbeiten	voraus.	Ein	im	Nachhinein	
erstellter	Zusammenzug	von	geschätzten	Durchschnittswerten	kann	keine	ernsthafte	Grundlage	einer	
Rechnungsstellung	sein.



Wie	und	wo	kann	ich	mir	Hilfe	und	
Beratung	holen?



Wie	und	wo	kann	ich	mir	Hilfe	und	
Beratung	holen?

 
 
 
Kanton Zürich 
Gesundheitsdirektion 
Projekte & Entwicklung 
 
 

  
 
 
 

 

 
 

Betreuung und Pflege zu Hause 
durch Angehörige: 
Analyse der aktuellen Situation 
und der Unterstützungs-
möglichkeiten im Kanton Zürich 
Dezember 2013 
 

  



Wie	und	wo	kann	ich	mir	Hilfe	und	
Beratung	holen?



Was	bietet	die	Care	Solutions	GmbH	und	
warum	wurde	sie	gegründet?
T7.8 Versorgungsdichte 2015

T 14.04.04.03-7.08

                       Wohnbevölkerung1    Vollzeitstellen pro 1000 Einw.
Gesamt- Gesamt-

Kanton Vollzeitstellen bevölkerung 65+ Jahre bevölkerung 65+ Jahre

ZH   2'959 1'466'424 247'586 2.0 12.0

BE     2'781 1'017'483 204'989 2.7 13.6

LU     827 398'762 67'670 2.1 12.2

UR     68 35'973 7'012 1.9 9.7

SZ     231 154'093 25'929 1.5 8.9

OW     55 37'076 6'486 1.5 8.5

NW     66 42'420 8'054 1.5 8.1

GL     56 40'028 7'628 1.4 7.3

ZG     223 122'134 19'992 1.8 11.2

FR     536 307'461 46'142 1.7 11.6

SO     631 266'418 50'413 2.4 12.5

BS     744 191'817 38'834 3.9 19.2

BL     649 283'231 60'116 2.3 10.8

SH     153 79'836 16'403 1.9 9.3

AR     93 54'543 10'244 1.7 9.1

AI     24 15'974 2'924 1.5 8.2

SG     857 499'065 87'144 1.7 9.8

GR     390 196'610 39'434 2.0 9.9

AG     1'066 653'675 110'298 1.6 9.7

TG     470 267'429 44'693 1.8 10.5

TI     1'018 351'946 76'731 2.9 13.3

VD     2'928 773'407 125'957 3.8 23.2

VS     718 335'696 62'936 2.1 11.4

NE     513 178'107 32'924 2.9 15.6

GE 1'921 484'736 79'992 4.0 24.0

JU     273 72'782 14'521 3.8 18.8

CH     20'249 8'327'126 1'495'052 2.4 13.5

1 Ständige Wohnbevölkerung am Jahresende (STATPOP, BFS).

Quelle:
Bundesamt für Statistik, Spitex-Statistik 
Auskunft: Erwin Wüest, 058 463 67 00, erwin.wueest@bfs.admin.ch
© BFS - Statistisches Lexikon der Schweiz
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Was	bietet	die	Care	Solutions	GmbH	und	
warum	wurde	sie	gegründet?
§ Krankenkasse	bezahlt	Pflegebeitrag	an	Care	Solutions	GmbH
§ CHF	79.80	für	Abklärung	des	Pflegebedarfes
§ CHF	65.40	für	Behandlungspflege
§ CHF	54.60	für	Grundpflege

§ Care	Solutions	GmbH	bezahlt	Lohn	an	den	Angehörigen
§ CHH	32.90	(Ansatz	Assistenzbeitrag)
§ Deckung	für	Nichtbetriebsunfall	bei	einem	Arbeitspensum	über	20	%
§ obligatorische	Altersvorsorge	bei	einem	Jahresbruttolohn	über	CHF	21	150

§ versicherte	Person	bezahlt	
§ Franchise	und	allgemeiner	Selbstbehalt	an	Krankenkasse
§ Pflegekostenselbstbehalt	von	20	%	(zusätzlich	zu	Franchise	und	Selbstbehalt),	jedoch	maximal	CHF	16	
pro	Pflegetag		bzw.	CHF	5840	pro	Jahr,	an	Care	Solutions	GmbH



Besten	Dank!
FOLIEN	VERFÜGBAR	UNTER	WWW.LARE.CH (VORTRÄGE)


